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Verein katholischer deutscher Lehrerinnen 
Berufsverband lehrender Frauen aller Bildungsbereiche. 
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Stellungnahme 

zum 

Gesetzentwurf der Landesregierung 

„Gesetz zur Änderung des Lehrerausbildungsgesetzes" 

Der Verein katholischer deutscher Lehrerinnen (VkdL) — Landesverband Nordrhein-

Westfalen — gibt die folgende Stellungnahme auch für den Landesverband NRW des 

Christlichen Gewerkschaftsbundes (CGB) ab: 

Lehrkräfte stehen vor immer neuen Herausforderungen, die sie — neben dem wachsenden 

Maß an Verwaltungsaufgaben - stemmen müssen: Veränderungen der Schulstruktur, 

Inklusionsbestrebungen, Ganztagsausbau, die Integration von geflüchteten Kindern und 

Jugendlichen etc. Auf diese Aufgaben müssen angehende Lehrerinnen und Lehrer 

vorbereitet werden. 

Der vorliegende Entwurf zur Veränderung der Lehrerausbildung will Lehrer ausbilden für 

Schulstrukturen, deren bessere Bildungsvermittlung entweder noch in der Erprobungsphase 

steckt oder von denen nachgewiesen ist, dass der Lernerfolg nicht gesichert, aber deren 

Einführung politisch gewollt ist. Der VkdL lehnt solche Verfahren und Vorgehensweisen .ab 

und sieht in dem vorgelegten Entwurf keine Verbesserung, der er zustimmen könnte. 
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Maß an Verwaltungsaufgaben - stemmen mUssen: Veränderungen der Schulstruktur, 

Inklusionsbestrebungen, Ganztagsausbau, die Integration von geflüchteten Kindem und 

Jugendlichen etc. Auf diese Aufgaben mUssen angehende Lehrerinnen und Lehrer 

vorbereitet werden. 

Der vOrliegende Entwurf zur Veränderung der Lehrerausbildung will Lehrer ausbilden für 

SchUlstrukturen, deren bessere Bildungsvermittlung entweder noch in der Erprobungsphase 

steckt oder von denen nachgewiesen ist, dass der Lernerfolg nicht gesiChert, aber deren 

EInführung politisch gewollt ist. Der VkdL lehnt solche Verfahren und Vorgehensweisan .ab 

und sieht in dem vorgelegten Entwurf keine Verbesserung, der er zustimmen könnte. 

01/04 



10/02/2016 12:42 +49201621587 VKDL ESSEN S. 

Der VkdL befOrwortet deshalb eine pädagogische Neuorientierung im Sinne schülergerechter 

Organisation des Schulwesens im Sinne differenzierter und definierter Bildungsgänge. die 

die Schüler indIviduell fördern und zu gültigen AbsohlUssen führen. Daran hat sich dann auch 

die Lehrerausbildung zu orientieren. 

Die Dauer des Vorbereitungsdienstes sollte nach Ansicht des VkdL wieder auf 24 Monate 

angehoben werden, weil allein die adäquate Vorbereitung auf inklusives Lehren in einer sehr 

heterogenen Lemgruppe mit sonderpädagogischem Förderbedarf in nur 18 Monaten als 

illusorisch erscheint. Die angehenden Lehrkräfte mUssen darUber hinaus darin ausgebildet 

werden, geflOchteten Kindern und Jugendlichen, die die deutsche Sprache in der Regel noch 

nicht ausreichend beherrschen und oft traumatisiert sind, zu unterrichten und in 

multiprofessionellen Teams zu kooperieren. § 5 LABG-Entwurf stellt zwar klar, dass der 

Vorbereitungsdienst im Regelfall 18 Monate dauert und nicht auf 12 Monate verkOrzt werden 

soll. Der vorgesehene Zeitraum von 18 Monaten reicht nach Meinung des VkdL aber nicht 

aus, um den angehenden Lehrkräften die notwendigen Kompetenzen zu vermitteln. Das 

gefährdet nicht nur die Qualität der Bildungsverm;ttlung, sondern geht unmittelbar zu Lasten 

der Kinder und Jugendlichen sowie der Lehrkräfte selbst, die sich den Herausforderungen 

des Schulalltags stellen müssen. Eine unzureichende Ausbildung und mangelhafte 

Unterstützung führt zur Überforderung der Lehrkräfte und gefährdet deren Gesundheit. 

Die Ausbildungszeit der Lehrer bedarf einer verbindlichen Organisation, um fOr alle 

gleichwertig zu sein. Deshalb muss der Vorbereitungsdienst für alle Lehrämter einheitlich 24 

Monate dauern. Das Land hat für zureichend qualifizierte Ausbildungsschulen zu sorgen. 

Problematisch ist auch die Zusammenlegung des .Eignungspraktikums" mit dem 

.Orientierungspraktikum" (§§ 9 ff LABG-Entwurf). Die Erhöhung des Mindestzeitraums um 5 

Tage auf 25 Tage ändert nichts daran, dass damit ein Praxiselement faktiSCh gestrichen 

wird. DarDberhinaus sieht der Entwurf vor, dass das 4-wöchige Praktikum zur Erkundung des 

Berufsfeldes künftig außerhalb der Schule stattfinden soll. Auch wenn diese Regelung aus 

der Perspektive der Schulen bzgl. des Betreuungsaufwandes der Praktikanten 

nachvollziehbar ist, wird die praktische Schulerfelhrung der Lehramtsstudierenden damit 

noch weiter reduziert. 

§ 12 Abs. 4 LABG-Entwurf legt fest, dass spätestens zum Beginn des Praxissemesters dem 

Zentrum fOr 8chulpraktische Lehrerausbildung ein erweitertes Führungszeugnis vorzulegen 

ist. Nur wenn das Zeugnis eine .Eintragung, die eine Beeinträchtigung der Rechte der 

Schülerinnen und SchOler befürchten lässt," enthält, sind die obere Schulaufsichtsbehörde 
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und die Hochschule zu beteiligen. Die obere Schulaufsichtsbehörde kann daraufhin zum 

Schutz der Schülerinnen und Schulen den Einsatz an Schulen untersagen. Diese Vorschrift 

ist u. E. zu unbestimmt und verstößt damit gegen den Bestimmtheitsgrundsatz, der sich aus 

dem Rechtsstaatsprinzip ergibt. Nach dieser Norm liegt es im Ermessen der entscheidenden 

Person im Zentrum fOr schulpraktische Ausbildung, welche Eintragungen eine Gefährdung 

der SchOler und Schü/erinnen befOrchten lassen. Dieser Ermessensspie/raum wird zu 

ungleichen Bewertungen und Verfahrensweisen fUhren. Das widerspricht dem 

Vertrauensschutz der angehenden Lehrkräfte sowie dem Schutz der Kinder und 

Jugendlichen. Besser wäre es nach Meinung des VkdL, festzulegen, bei welchen 

Eintragungen zwingend die obere Schulaufsichtsbehörde beteiligt werden muss und welche 

Eintragungen zur Untersagung des Schuleinsatzes führen. Das wäre auch den 

Lehramtsanwärtern und -anwärterinnen gegenüber fairer, die von Beginn an Klarheit Ober 

ihre Möglichkeiten einer Lehrtätigkeit an Schulen haben so/lten. 

Durch die "BOndelung der Praxiselemente" entsteht laut Entwurf ein Minderbedarf von 220 

LehrersteIlen. Diese Stellen sollten nach Meinung des VkdL unbedingt an den Schulen 

bleiben, um die großen Herausforderungen, die u. a. im Zuge der Inklusionsbestrebungen 

und der Integration geflüchteter Kinder und Jugendlicher bestehen, besser bewältigen zu 

können. 

Die im Entwurf vorgesehene "Ausbildung" der sog. Inklusionslehrer ist ersatzlos zu streichen 

und durch eine behindertenspezifische Lehrerausbildung zu ersetzen. Was sich zur Zeit in 

den Schulen als "Inklusion" abspielt, grenzt fast an Kindesmisshandlung und benachteiligt 

behinderte Kinder. Die Folgen werden sich zeigen beim übergang in den Beruf. 

Sonderschulen für die verschiedenen Behinderungen sind zu erhalten und auszubauen. 

Dabei ist jeweils zu Oberprüfen, ob besonders beschulte Schüler einer Rege/schule ganz 

oder zeitweise zugefOhrt werden können. Die im Entwurf vorgesehene Inklusionsausbildung 

belastet nur die RegelschUlen und ist wirkungslos für die behinderten Schüler. 

Kritisch sehen wir auch § 15 LABG-Entwurf, der den Erwerb eines weiteren Lehramtes 

regelt. Die darin festgelegte mögliche Verkürzung der schul praktischen Ausbildung sowie die 

Aufhebung des Schulformbezuges mindert u. E. die Ausbildungsqualität und in der Folge 

auch die Bildungsqualität in Nordrhein-Westfalen. 

Positiv werten wir allerdings die in § 20 LABG-Entwurf festgelegten verlängerten Fristen für 

Studierende, deren Studium sich oft unverschuldet verlangert, weil die Hochschulen häufig 
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nicht Ober die erforderlichen Kapazitäten und Ressourcen verfügen und weil manche 

Studierende besonderen Härten ausgesetzt sind, z. B. Studierende, die während des 

Studiums Kinder bekommen bzw. haben. 

Der VkdL hofft, dass der LABG-Entwurf überarbeitet wird und unsere Anmerkungen dabei 

Berücksichtigung finden. 

Essen, 4. Februar 2016 

~~.(7cw-
Roswitha Fischer 

Bundesvorsitzende 
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